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Achte Konferenz der Property and Freedom Society 
 
„Kompromisslosen intellektuellen Radikalismus und politische Unkorrektheit“ versprach 
der deutsche Ökonom Hans-Hermann Hoppe zu Beginn seiner Konferenz deren 
Besuchern Das Auditorium wurde nicht enttäuscht. Wieder war es dem Veranstalter 
gelungen, namhafte Fachleute und Wissenschaftler in Bodrum zu versammeln, die zu 
Themen, wie „Why are Jews so smart?“, „A Brief History of US Race Relations“ oder 
„Public Health or Public Totalitarism?“ Gedanken präsentierten, die allesamt als „gegen 
den Strich gebürstet“ zu bezeichnen sind. Geriert sich die Masse der Intellektuellen 
anderswo als zuverlässige Propagandisten von Staatsinteressen, herrscht hier ein völlig 
anderer Geist. Im Mittelpunkt standen erneut Wirtschaftsthemen. 
 
Thorsten Polleit, Honorarprofessor an der Frankfurt School of Finance and 
Management, sprach über „Organized Crime and the Progression Toward a Single 
World Fiat Currency.“  
 
Er begann mit der vom FBI stammenden Definition der organisierten Kriminalität: 
„Organisierte Kriminalität bedeutet jede Gruppe mit einer Art formaler Struktur, deren 
primäres Ziel es ist, sich Geld durch illegale Aktivitäten zu beschaffen. Solche Gruppen 
bewahren ihre Position durch den Einsatz oder durch die Androhung von Gewalt, die 
Korruption von Beamten, Bestechung, Erpressung und haben einen insgesamt 
signifikanten Einfluss auf die Menschen in den Gemeinden, Ländern und auf den Staat 
in seiner Gesamtheit.“ Es ist nicht zu übersehen, daß diese auf die Mafia zugeschnittene 
Begriffsbestimmung in allen Einzelheiten exakt auf den Staat zutrifft. 
 
Der amerikanische Ökonom und Philosoph Murray Rothbard definiert den Staat so: 
„…ist eine Organisation, die entweder eine oder beide der folgenden Charakteristiken 
aufweist: Er akquiriert sein Einkommen durch physischen Zwang (Besteuerung) und hält 
ein Gewalt-Zwangsmonopol und die Macht zur letzten Entscheidung innerhalb eines 
gegebenen Territoriums.“ Der libertäre Theoretiker Albert Jay Nock meint: „Der Staat 
beansprucht und vollzieht ein Monopol der Kriminalität.“ 
 
Daß es sich hier nicht um bloße Behauptungen radikaler Staatsfeinde handelt, sondern 
um nüchterne Tatsachenfeststellungen, folgt aus der Tatsache, dass kein Staat je ohne 
Gewalt und/oder den Bruch individueller Rechte entstanden ist. Einen konstituierenden 
„Gesellschaftsvertrag“ sucht man weltweit vergebens. Es gab und gibt keinen. Die Idee, 
dass der Staat etwas Gutes und Nützliches sei, ist ein Mythos aus der Zeit Platons, der 
im Staat eine „moralische Anstalt“ erblickte. Daß nur der Staat privates Eigentum und 
Eigentumsrechte schützen könne, begründet die Fiktion seiner Unabdingbarkeit. Doch 
exakt hier liegt der fundamentale Fehler, da ja bereits vor der Entstehung des Staates 
Eigentum vorhanden war, das dieser sich dann (gewaltsam) aneignete. 
 
Es erhebt sich die Frage: wie kann der Staat überleben? Da der Einsatz brutaler Gewalt 
auf Dauer zu aufwendig ist und zu viel Opposition schafft, greift er zum Mittel der 
Propaganda. Den Bürgern werden – von auf die eine oder andere Weise 
staatsfinanzierten Intellektuellen - die Vorteile der Unterwerfung unter die Staatsmacht 
schmackhaft gemacht. Es reicht aus, eine relative Mehrheit der Bürger zu überzeugen. 
Im demokratischen Wohlfahrtsstaat gibt der Durchschnittswähler jenen Parteien seine 
Stimme, von denen er erwartet, dass sie seine wirtschaftliche Situation verbessern. Im 
Laufe Zeit wird der Staat seine Aktivitäten immer weiter ausdehnen, um einem immer 
größeren Teil der Bürger (vermeintliche) Wohltaten zu verschaffen. Die Finanzierung 



Andreas Tögel II 24.09.13 

dieses kostspieligen Unterfangens ist nur mittels der Erlangung totaler Kontrolle über 
das Geldsystem möglich. 
 
Die Antwort auf die Frage, wie das vor sich geht, gibt Murray Rothbard in seiner 1963 
erschienenen Arbeit „What Has Government Done To Our Money?“: Zuerst wird die 
Münzproduktion monopolisiert, dann die Ausgabe von Geldsubstituten. Dann folgt die 
Zulassung der Teilreservehaltung durch die Geschäftsbanken und die Schaffung von 
Zentralbanken als „ultimativer Kreditgeber“. Schließlich wird die Umtauschbarkeit in 
„echtes Geld“ (=Gold) aufgehoben und damit ein reines Fiat-Geldsystem etabliert. 
 
Aufgrund der damit erreichten Möglichkeiten, sehen sich besonders stark 
inflationierende Staaten alsbald mit Problemen konfrontiert, die durch den Verfall der 
Währung nach außen entstehen. Analog zur Überlegung, die zur Einführung von 
Zentralbanken geführt hat, liegt daher die Idee einer internationalen Währung – und 
einer „Weltzentralbank“ auf der Hand. Diese würde es den Staaten erlauben, im 
internationalen Gleichschritt zu inflationieren. 
 
Polleit meint, dass in den meisten Staaten der Welt die Ideologie eines 
„sozialdemokratischen Sozialismus“ herrscht. Damit verbindet sich der Wunsch nach 
einem Ersatz nationaler Währungen durch eine internationale Fiat-Währung. Tatsächlich 
hätten die führenden Zentralbanken (FED, EZB, BOE und BOJ) ihre monetären Politiken 
– in Reaktion auf die Finanzkrise - bereits harmonisiert. Der Wirtschaftsnobelpreisträger 
Robert Mundell sagte bereits im Jahr 2000 die Schaffung einer Weltwährung voraus. 
 
Langfristig würde eine welteinheitliche Weltwährung allerdings auch eine zentrale 
„Weltregierung“ erfordern. Spätestens dann indes würden sich nicht zu bewältigende 
Schwierigkeiten auftürmen – zumindest bei Beibehaltung demokratischer Standards. 
Schon 1919 schrieb Ludwig von Mises in „Nation State and Economy“ über die 
Unmöglichkeit der Etablierung demokratischer Zentralregierungen in multiethnischen 
Staaten: „In polyglot territories, democracy seems like opression to the minority.“ Seine 
in diesem Buch niedergelegten Thesen wurden von der Geschichte seither vielfach 
bestätigt. Auf einen globalen Maßstab übertragen, würde es zu einer gewaltigen 
Zunahme von Konflikte kommen. Die Etablierung eines „Weltstaats“ ist so bald also nicht 
zu befürchten. Es sollte indes klar sein, dass der Staat die vermutlich bestentwickelte 
Form organisierter Kriminalität darstellt… 
 
David Howden, Ökonomieprofessor an der St. Luis Universität in Madrid, sprach zum 
Thema „Labor Laws: Legislating Unemplyoment“. Er erläuterte anhand einer Fülle 
statistischer Daten, dass ein Großteil des in den letzten Jahren ausgewiesenen 
Wachstums der europäischen Volkswirtschaften - sofern ein solches überhaupt 
vorhanden war – auf einen vergrößerten Anteil von Staatsaktivitäten entfällt. Wird dieser 
Effekt berücksichtigt, zeigt sich, dass das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der 
Bevölkerung, und das verfügbare Einkommen, in fast allen Staaten Europas 
zurückgegangen ist. Nur in den Niederlanden und in Italien hat sich der relative Anteil 
des Staates an der Binnenwertschöpfung verringert. Auch das Wirtschaftswachstum 
Deutschlands, der wichtigsten Volkswirtschaft des Euroraumes, wird allein durch die 
Steigerung der öffentlichen Ausgaben getrieben. Die Wirtschaft Spaniens, eines der von 
der Krise an schwersten getroffenen Länder, ist in den zurückliegenden vier Jahren 
sogar um volle zehn Prozent geschrumpft. 
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Howden konzentrierte seine Arbeit auf eine Untersuchung des Zusammenhangs 
zwischen der Wachstumsentwicklung der einzelnen Staaten in den Jahren der Krise 
(seit 2008) und deren jeweiligen Anteil an „Schattenwirtschaft“. Das Ausmaß des Anteils 
„schwarzer“ Geschäfte ist naturgemäß nur schwer abzuschätzen. Deren Quantifizierung 
ist mit entsprechenden Unsicherheiten behaftet. Dennoch lassen sich relative 
Veränderungen recht klar herausarbeiten. So fällt auf, dass der Anteil der 
Schattenwirtschaft in denjenigen Ländern, die unter der Krise am schwersten zu leiden 
hatten - also Irland Portugal und Spanien - gewachsen ist, während er ansonsten 
durchgängig rückläufige Tendenz zeigt. Die Liste der Gründe für stark ausgeprägte 
wirtschaftliche Grauzonen reicht von der Steuervermeidung bis zu Problemen mit 
schwer kündbaren, gesetzeskonform angestellten Mitarbeitern. Als entscheidenden 
Punkt nennt Howden die Steuermoral, die maßgeblich von der Beurteilung der Bürger 
von Regierungen und Beamtenapparat bestimmt wird. Demnach ist es weniger eine 
hohe Steuerbelastung, denn eine starke Korruptionsanfälligkeit in einer Volkswirtschaft, 
die positiv mit dem relativen Anteil der Schattenwirtschaft korreliert. So lässt sich der 
geringe Anteil von Schwarzarbeit in den weitgehend korruptionsfreien skandinavischen 
Hochsteuerländern plausibel erklären. 
 
Versucht nun eine Regierung, der Schattenwirtschaft mit verschärften 
Kontrollmaßnahmen, wie etwa der Einschränkung von Bargeldtransaktionen, und mit 
erhöhten Strafen zu begegnen, kommt es keineswegs zur erwünschten Erhöhung der 
Zahl von regulär Beschäftigten, sondern es wird lediglich der Wertschöpfungseffekt der 
Schwarzarbeit reduziert. Dadurch wird, entgegen der intendierten Absicht, eine 
wirtschaftliche Abwärtsspirale in Gang gesetzt. Für Spanien ergibt die Interpretation die 
erhobenen Daten, dass der tatsächliche Anteil der Arbeitslosigkeit von offiziell 27 
Prozent, in Wahrheit deutlich niedriger liegt. Dasselbe gilt auch in anderen Staaten mit 
einem während der Krise gewachsen Anteil der Schattenwirtschaft. 
 
Die Niederlande sind gegenwärtig das einzige Land im Euroraum, das sowohl 
Wirtschaftswachstum als auch einen Rückgang des Staatsanteils an der Wertschöpfung 
zu verzeichnen hat und in dem das reale Pro-Kopf-Einkommen steigt. 
 
Zusammenfassend stellt Howden fest, dass die einseitig negative Annäherung an das 
Phänomen der Schattenwirtschaft, nämlich mittels staatlicher Repression, keine 
positiven volkswirtschaftlichen Effekte zeigt. Um die Zahl der Arbeitslosen zu senken -
und die dafür nötigen Investitionsentscheidungen zu veranlassen, sind vielmehr positive 
Anreize nötig, die derzeit in keiner der von der Krise betroffenen Volkswirtschaften 
gesetzt werden. Der Staat wird zum bloßen Verwalter der Arbeitslosigkeit… 


